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Drucksache Nr, 774 


Antrag 

der Fraktion der SPD 


Der Bundestag wolle beschließen, dem folgenden Gesetzentwurf 
die Zustimmung zu erteilen: 


Entwurf eines Gesetzes 

Über die Gewährung von Kinderbeihilfen 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 


§ 1 

Kreis der Beihilfeberechtigten 

Der Bund gewährt auf Antrag Kinderbeihilfe an: 

a) Unterhaltspfliditige, die Arbeitnehmer — im Sinne der Lohn- 
steuer-Durchführungsverordnung — sind, 

b) unterhaltspflichtige Landwirte, Handwerker, Gewerbetreibende, 
Angehörige freier Berufe und sonstige selbständige Erwerbs- 
tätige sowie unterhaltspflichtige miihtlfende Familienangehörige, 

c) Unterhaltspflichtige, die Leistungen aus der Arbeitslosenversiche- 
rung, aus der Sozialversicherung oder Bezüge aus öffentlichen 
Kassen oder aus einem Grunde erhalten, der mit ihrem 
früheren Arbeits- oder Dienstverhältnis ln Verbindung steht, 

d) Waisen, wenn beim Tode des Unterhaltsverpflichteten die 
Voraussetzungen zu a) bis c) Vorgelegen haben. 

§ 2 

Höhe und Dauer der Kinderbeihilfe 

(1) Die Kinderbeihilfe beträgt monatlich 20. — DM. 

(2) Die Zahlung der Kinderbeihilfe beginnt mit dem Monat der 
Geburt. 

(3) Die Kinderbeihilfe wird für Kinder bis zum vollendeten 
15. Lebensjahr und für in Berufs- oder Schulausbildung befindliche 
Kinder auf Antrag für die Dauer der Ausbildung, höchstens jedoch 
bis zum vollendeten 18. Lebensjahr gewährt. 
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(4) Für jedes Kind wird Kinderbeihilfe nur an einen Unterhalts- 
pflichtigen gewährt. 

§ 3 

Unpfändbarkeit und Steuerfreiheit 

(1) Der Anspruch der Unterhaltspflichtigen und Waisen gemäß 
§ 1 auf Zahlung der Kinderbeihilfe kann nicht abgetreten oder ver- 
pfändet werden und unterliegt nicht der Zwangsvollstreckung. 

(2) Die Kinderbeihilfen unterliegen keiner Steuer oder Abgabe 
und gelten nicht als sozialversicherungspflichdge Einkommen. 

§ 4 

Stelle für Kinderbeihilfen 

Der Bundesarbeitsminister ist als Oberste Verwaltungsbehörde zu- 
ständig. 

S 3 

Verfahren 

(1) Der Antrag auf Kinderbeihilfe wird bei der zuständigen Ge- 
meinde gestellt. 

(2) Die Gemeindebehörde entscheidet über den Antrag nach den 
vom Bundesarbdtsministcr erlassenen Richtlinien zu dem Gesetz 
über die Gewährung von Kinderbeihilfen. 

(3) Gegen die Entscheidung der Gemeindebehörde findet nach den 
landesrechilichen Vorschrifien die Klage vor dem Verwaltungsgericht 
statt. 

§ 6 

Auszahlung 

An Anweisung der zuständigen Gemcindebthörde zahlt die vom 
Bundesarbeitsminister bestimmte Stelle die Kinderbeihilfe monat- 
lich aus. 

§ 7 

Gewährung 

Die Kinderbeihilfen werden für alle nach vorstehenden Bestimmungen 
Anspruchsberechtigten ab 1. April 1950 gewährt. 

§ 8 

Richtlinien 

Der Bundesarbeitsminister erläßt Richtlinien zur Durchführung dieses 
Gesetzes. Darin sind insbesondere Zweifelsfälle über die Abgrenzung 
des Personenkreises und das Auszahlungsverfahren zu regeln. 

Deckungsvorschlag: Die Mittel sind im Bundeshaushalt zur Ver- 
fügung zu stellen. 


Bonn, den 27. März 1950 


Ollenhauer und Fraktion 



